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AG Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen
AG Recht

Verlängerung der Mietpreisbremse vor
der Neuwahl erforderlich
Das Kabinett  hat die Verlängerung der Mietpreisbremse bis einschließlich
2029 beschlossen. Die SPD-Bundestagsfraktion will  das Vorhaben noch im
Januar  abschließen,  um  einen  weiteren  Anstieg  der  Wohnkosten  in
Deutschland  zu  verhindern.

Bernhard Daldrup, baupolitischer Sprecher:

„Die Verlängerung der Mietpreisbremse ist ein wichtiger Beitrag, um das Wohnen in
Deutschland  bezahlbar  zu  halten.  Ich  freue  mich,  dass  es  im  Regierungsentwurf
gelungen  ist,  den  Geltungszeitraum  bis  einschließlich  2029  festzulegen  und  die
Neubauausnahme moderat anzupassen. Jetzt müssen nach jahrelanger Blockade durch
Marco Buschmann auch die übrigen Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag kommen.
Dazu  gehört  eine  Verlängerung  des  Umwandlungsschutzes,  ein  Absenken  der
Kappungsgrenze,  eine  Heilungswirkung  von  Schonfristzahlung  auch  für  ordentliche
Kündigungen und eine Ausweitung des Betrachtungszeitraums vom Mietspiegel. Wir
können die Preistreiber am Markt nur bremsen, wenn die Möglichkeiten von rechtlichen
Schritten für Mieterinnen und Mieter verbessert werden. Die Union muss nun ihrer
Verantwortung gerecht werden und mit uns die dringend notwendigen Anpassungen auf
den Weg bringen.“

Zanda Martens, zuständige Berichterstatterin:

„Mit  der  Verlängerung  der  Mietpreisbremse  im  Kabinett  setzen  wir  ein  wichtiges
Zeichen, dass wir klar auf der Seite der Mieterinnen und Mieter in Deutschland stehen.
Die  Verlängerung ist  noch  vor  der  Neuwahl  erforderlich.  Jede  Verzögerung ist  ein
perfides  Spiel  mit  den  Sorgen  und  Ängsten  der  Menschen,  die  sich  ihre  Miete  heute
schon kaum noch leisten können. Bezahlbares Wohnen ist eine der zentralen sozialen
Fragen unserer Zeit.

Es liegt nun an der Union, die Blockadehaltung aufzugeben und diesem wichtigen und
drängenden Vorhaben zuzustimmen, damit es mit einer Mehrheit im Bundestag noch
vor der Bundeswahl beschlossen werden kann. Andernfalls droht die Mietpreisbremse
Ende  2025  auszulaufen,  weil  die  Länder  es  nicht  mehr  rechtzeitig  schaffen,  ihre
Landesverordnungen  zu  beschließen.

Jetzt ist nicht die Zeit für Verzögerungen oder parteipolitische Taktiken. Es geht um
Millionen von Mieterinnen und Mietern im Mieterland Deutschland, die von massiven
Mietsteigerungen bedroht wären. Ihr Schutz braucht eine Mehrheit im Bundestag – und
zwar jetzt.“
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